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A. Einleitung

Am 12. Dezember 2014 hat die Bundesver-

sammlung das «Bundesgesetz zur Umset-

zung der 2012 revidierten Empfehlungen 

der Groupe d’action fi nancière» (i.F. GAFI-

Gesetz) verabschiedet.1 Der Bundesrat hat 

die Bestimmungen des GAFI-Gesetzes in zwei 

Schritten in Kraft gesetzt.2 Per 1. Juli 2015 

wurde neben dem Kollektivanlagengesetz und 

dem Bucheffektengesetz auch das Obligatio-

nenrecht revidiert, wobei u.a. die vorliegend 

interessierenden Art. 697i–697m OR in Kraft 

gesetzt wurden. Am 1. Januar 2016 traten 

sodann die Änderungen betreffend das Zivil-

gesetzbuch, Strafgesetzbuch, Bundesgesetz 

über Schuldbetreibung und Konkurs, Bundes-

gesetz über das Verwaltungsstrafrecht und 

Geldwäschereigesetz in Kraft.

Dieses umfassende Reformvorhaben geht auf 

die 2012 revidierten GAFI-Empfehlungen zu-

rück. 3 Die GAFI (Groupe d’action fi nancière) – 

auch bekannt unter dem englischen Akronym 

FATF (Financial Action Task Force) – ist eine 

im Jahr 1989 von den G7-Staaten gegrün-
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dete intergouvernementale Organisation mit 

Sitz bei der OECD in Paris, welche sich der 

Bekämpfung der Geldwäscherei, der Terroris-

musfi nanzierung und anderer Bedrohungen 

des internationalen Finanzsystems verschrie-

ben hat.4 Die Schweiz ist seit 1990 Mitglied 

der GAFI.5

Eine vom GAFI-Gesetz verfolgte Zielsetzung ist 

die Erhöhung der Transparenz von juristischen 

Personen. Die zuständigen Behörden sollen 

Zugang zur Information haben, wer an einer 

juristischen Person wirtschaftlich berechtigt 

ist und diese kontrolliert. Aus diesem  Grunde 

wurden den Aktio nären beim Erwerb von 

Aktien zu Eigentum6 in gewissen Konstella-

tionen Meldepfl ichten auferlegt, welche innert 

Monatsfrist7 seit Übertragung des Eigentums 

(sog. Verfügungsgeschäft8) zu erfüllen sind. 9 

Bemerkenswert ist, dass mit Inkrafttreten des 

GAFI-Gesetzes der eiserne Grundsatz des 

Aktienrechts, wonach Aktionäre von Geset-

zes wegen einzig die sog. Liberierungspfl icht 

trifft, durchbrochen wurde. Diese neuen Mel-

depfl ichten der Aktionäre (Kapitel B.) und die 

sich für den Verwaltungsrat daraus ergeben-

den Pfl ichten (Kapitel C.) bilden Gegenstand 

dieses Artikels.

HINWEIS
Unter der Liberierung versteht man 

die Erfüllung der Einlageverpfl ichtung durch den 

Aktionär durch Leistung des Ausgabebetrages in 

Bezug auf die durch ihn bei der Gründung der Ak-

tiengesellschaft gezeichneten Aktien.

B. Meldepfl ichten der Aktionäre 

im Zusammenhang mit dem Erwerb 

von Aktien

I. Meldung des Erwerbs 
von Inhaberaktien (Art. 697i OR)

Art. 697i OR stipuliert eine Meldepfl icht beim 

Erwerb von Inhaberaktien. Der Erwerber muss 

innert Monatsfrist der Gesellschaft den Er-

werb, d.h. die Nummern und damit die An-

zahl der erworbenen Aktien, seinen Vor- und 

Nachnamen bzw. seine Firma, seine Adresse 

sowie den Erwerbszeitpunkt melden. Überdies 

hat er den Besitz an der Inhaberaktie nachzu-

weisen und sich gegenüber der Gesellschaft 

mit einem amtlichen Ausweis mit Fotogra-

fi e bzw. mit einem Handelsregisterauszug 

zu identifi zieren. Die bis anhin anonymen 

Inhaberaktionäre müssen somit neu – wie 

Namenaktionäre – ihre Identität gegenüber 

der Gesellschaft offenlegen. Zu beachten ist, 

dass diese Meldepfl icht bei jedem Erwerb be-

steht. Das Erreichen oder Überschreiten von 

bestimmten Grenzwerten ist nicht nötig. Eine 

Korrekturmeldepfl icht besteht betreffend Na-

men/Firma und Adresse des Inhaberaktionärs 

(Art. 697i Abs. 3 OR). Der Verwaltungsrat ist 

verpfl ichtet, ein entsprechendes Verzeichnis 

(sog. Verzeichnis über die gemeldeten Inha-

beraktionäre) zu führen (Art. 697l OR). Eine 

ähnliche Pfl icht fi ndet sich im Recht der Ge-

nossenschaft (Art. 837 OR).

HINWEIS
Das Schweizer Aktienrecht kennt zwei 

Arten von Aktien: Namenaktien und Inhaberaktien. 

Namenaktien lauten auf den Namen des Aktionärs, 

d.h. des Eigentümers der Aktien. Eigentümer von 

Namenaktien werden im Aktienbuch der betref-

fenden Gesellschaft eingetragen (Art. 686 OR). Die 

Gesellschaft kennt somit ihre Aktionäre mit Namen, 

Adresse und Anzahl gekaufter Aktien. Inhaberaktien 

lauten demgegenüber auf einen nicht namentlich 

genannten Inhaber. Als Aktionär gilt der jeweilige 

Inhaber der Aktie.

II. Meldung der an den Aktien wirtschaft-
lich berechtigten (natürlichen) Person 
(Art. 697j OR)

Einer Meldepfl icht unterliegen sodann Er-

werber von Inhaber- und/oder Namenaktien, 

wenn sie allein oder in gemeinsamer Abspra-

che mit Dritten den Schwellenwert von 25% 

des Ak tienkapitals oder der Stimmen errei-

chen oder überschreiten. Diesfalls sind innert 

Monatsfrist der Erwerb, d.h. die Nummern 

und damit die Anzahl der erworbenen Aktien, 

der Vor- und Nachname sowie die Adresse 

der am erworbenen Aktienpaket letztendlich 

wirtschaftlich berechtigten natürlichen Person 

zu melden. Eine Korrekturmeldepfl icht besteht 

betreffend den Namen und die Adresse der 

wirtschaftlich berechtigten Person (Art. 697j 

Abs. 2 OR). Der Verwaltungsrat ist verpfl ich-

tet, ein entsprechendes Verzeichnis (sog. Ver-

zeichnis über die gemeldeten wirtschaftlich 

berechtigten Personen) zu führen (Art. 697l 

OR).

HINWEIS
Dieser Meldepfl icht unterliegen nicht 

nur Erwerber von Aktien, sondern auch Erwerber 

von Stammanteilen einer GmbH (Art. 790a OR). Die 

Ausführungen zur AG gelten daher sinngemäss auch 

für die GmbH.

III. Rechtsfolgen bei Verletzung der 
 Meldepfl ichten (Art. 697m Abs. 1–3 OR)

Das Gesetz sieht bei Nichteinhaltung der oben 

beschriebenen Meldepfl ichten scharfe Sank-

tionen vor (Art. 697m Abs. 1–3 OR). Kommt 

der Aktionär seiner Meldepfl icht nicht innert 

Monatsfrist nach, ruhen einen Monat nach 

Erwerb sowohl die Mitgliedschaftsrechte wie 

z.B. das Stimmrecht als auch die Vermögens-

rechte, also etwa das Recht auf Dividende10.11 

Unserer Auffassung nach kann der Aktionär 

folglich – ohne seiner Meldepfl icht nachkom-

men zu müssen – während des ersten Mo-

nats seit Erwerb die mit den Aktien verbunde-

nen Rechte frei ausüben. Der Auffassung der 

Mehrheitsmeinung 12, wonach die Mitglied-

schafts- und Vermögensrechte bereits ab 

dem Erwerbszeitpunkt ruhen sollen, kann auf-

grund des Wortlautes von Art. 697i Abs. 1 und 

Art. 697j Abs. 1 OR («muss innert Monatsfrist 

melden») nicht gefolgt werden. Zudem ver-

wirken die Vermögensrechte nach der hier 

vertretenen, aber nicht unbestrittenen Auffas-

sung im Gegensatz zu den Mitgliedschafts-

rechten bei Nichterfüllung der Meldepfl ichten 

je nach Auslegung von Art. 697m Abs. 2 und 

3 OR zwei oder sechs Monate nach dem Er-

werb der betreffenden Aktien. 13 Nicht von 

dieser Norm erfasst ist jedoch die Verletzung 

der Pfl icht des Erwerbers von Inhaberaktien 

in Bezug auf den Besitzesnachweis und die 

Identifi kation mittels amtlichen Ausweises 

oder Handelsregisterauszugs14 sowie der Kor-

rekturmeldepfl ichten betreffend Namen/Firma 

und Adresse des Inhaberaktionärs resp. des  

wirtschaftlich Berechtigten. 15

ACHTUNG
Zu beachten ist, dass Personen, die 

beim Inkrafttreten des GAFI-Gesetzes am 1. Juli 

2015 bereits Inhaberaktien gehalten haben, den 

Meldepfl ichten innert Monatsfrist hätten nachkom-

men müssen. Unter Anwendung der Regel von 

Art. 77 Abs. 1 Ziff. 3 OR ist diese Einmonatsfrist 

am 1. August 2015 (Mitternacht) abgelaufen. Ha-

ben die Inhaberaktionäre dies versäumt, konnten 

die Mitgliedschafts- und Vermögensrechte in Bezug 

auf die fraglichen Aktien ab dem 1. August 2015 

(Mitternacht) nicht mehr geltend gemacht werden. 

Die Vermögensrechte in Bezug auf die fraglichen 

Aktien verwirkten aufgrund der übergangsrechtli-

chen Bestimmungen (Art. 3 UeB) allerdings erst am 

1. Januar 2016 (Mitternacht). In der Literatur wird 

aber auch eine andere Meinung vertreten: Laut 

 VISCHER ruhen die Mitgliedschafts- und Vermögens-

rechte bereits seit dem 31. Juli 2015 (Mitternacht) 

und die Vermögensrechte sind schon am 31. De-

zember 2015 (Mitternacht) verwirkt.16
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IV. Ausnahmen von der Meldepfl icht
Keine Meldepfl icht besteht, (i) wenn die erwor-

benen Aktien als Bucheffekten ausgestaltet 

sind und die Gesellschaft eine Verwahrungs-

stelle in der Schweiz bezeichnet hat (Art. 697i 

Abs. 3 und Art. 697j Abs. 3 OR); (ii) und 

wenn die Aktien einer Gesellschaft erworben 

werden, welche an einer Börse kotiert sind 

(Art. 697i Abs. 1 und Art. 697j Abs. 1 OR).

 C. Pfl ichten des Verwaltungsrates bei 

der Ausübung von Aktionärsrechten

I. Allgemeine Pfl ichten
Will ein Inhaberaktionär seine Aktionärsrechte 

(beispielsweise an der Generalversammlung) 

ausüben, muss er seine Legitimation bei je-

der Ausübung von neuem durch Vorlage der 

Aktie nachweisen. 17 Der Verwaltungsrat muss 

diesfalls einzig die (formelle) Legitimation 

kontrollieren, aber keinesfalls die Identität des 

Inhaberaktionärs.18 Der Namenaktionär muss 

seine Berechtigung demgegenüber bloss ein-

mal nachweisen, nämlich dann, wenn er seine 

Eintragung ins Aktienbuch verlangt (Art. 686 

Abs. 2 OR).19 Der Verwaltungsrat muss aber 

nicht nur bei der Aufnahme des Aktionärs in 

das Aktienbuch, sondern bei jeder späteren 

Ausübung der Aktionärsrechte, anders als bei 

Inhaberaktionären, die Identität des Namen-

aktionärs überprüfen.

II. GAFI-Pfl ichten (Art. 697m Abs. 4 OR)
Art. 697m Abs. 4 OR bestimmt:

«Der Verwaltungsrat stellt sicher, dass keine 

Aktionäre unter Verletzung der Meldepfl ichten 

ihre Rechte ausüben.»

Es stellt sich die Frage, welche Pfl ichten dem 

Verwaltungsrat in concreto auferlegt wer-

den.20

1. Pfl ichten bei Inhaberaktien
Macht ein Aktionär gestützt auf seine 

Inhaberaktie(n) Rechte geltend, muss der 

Verwaltungsrat in einem ersten Schritt prü-

fen, ob der Aktionär den Erwerb der betref-

fenden Inhaberaktie(n) dem Verwaltungsrat 

gemäss Art. 697i OR gemeldet hat. Falls ja, 

muss der Verwaltungsrat in einem zweiten 

Schritt überprüfen, ob diese Meldung formell 

korrekt ist, d.h. die geforderten Angaben (Na-

men/Firma und Adresse) enthält und zudem 

rechtzeitig erfolgt ist. Er hat zudem zu prü-

fen, ob eine Meldung gemäss Art. 697j OR 

gemacht wurde und, falls ja, ob die Meldung 

gemäss Art. 697j OR formell korrekt ist. Diese 

letztere Prüfung beinhaltet demnach folgende 

Punkte:

1. Wurde ein Erwerb u.a. mit der betroffenen 

Inhaberaktie zu oder über dem Schwellen-

wert gemeldet?

2. Wurden der Vor- und Nachname sowie die 

Adresse der wirtschaftlich berechtigten 

natürlichen Person u.a. an der betroffenen 

Inhaberaktie gemeldet?

3. Erfolgte die Meldung in Bezug auf den ge-

meldeten Erwerbszeitpunkt rechtzeitig?

Der Verwaltungsrat hat seiner Prüfpfl icht 

innert vernünftiger Frist nach Eingang der 

Meldung nachzukommen, d.h., bevor er die 

darin enthaltenen Informationen in die Ver-

zeichnisse über die gemeldeten Inhaberakti-

onäre und über die gemeldeten wirtschaftlich 

berechtigten Personen gemäss Art. 697l OR 

überträgt. Anlässlich dieser Prüfung hat der 

Verwaltungsrat einmalig die Identität des mel-

depfl ichtigen Inhaberaktionärs anhand eines 

amtlichen Ausweises bzw. Handelsregister-

eintrags zu überprüfen (Art. 697i Abs. 2 OR). 

Der Verwaltungsrat muss sodann auch kon-

trollieren, ob die Resultate der Identitätsprü-

fung mit den nach Art. 697i und Art. 697j OR 

verlangten Meldeinhalten übereinstimmen.21

HINWEIS
Sind die Meldungen formell korrekt, 

beschränkt sich die Pfl icht des Verwaltungsrates in 

Zukunft bei Geltendmachung von Aktionärsrechten 

durch den Inhaberaktionär darauf, die Verzeichnisse 

gemäss Art. 697l OR zu konsultieren.

2. Pfl ichten bei Namenaktien
Bei der Geltendmachung von Aktionärsrech-

ten durch einen Namenaktionär beschränkt 

sich die Prüfpfl icht des Verwaltungsrates da-

rauf, ob eine Meldung gemäss Art. 697j OR 

gemacht wurde und, falls ja, ob die Meldung 

gemäss Art. 697j OR formell korrekt ist (vgl. 

Prüfschema oben).

Seinen Prüfpfl ichten muss der Verwaltungs-

rat bei Eingang der Meldung nachkommen, 

also bevor er die darin enthaltenen Informa-

tionen in das Verzeichnis über die gemel-

deten wirtschaftlich berechtigten Personen 

überträgt. Im Gegensatz zu den Inhaberak-

tien muss der Verwaltungsrat den Namen-

aktionär nicht nur bei Eingang der Meldung, 

sondern bei jeder Ausübung von Aktionärs-

rechten identifi zieren.22 Schliesslich muss 

der Verwaltungsrat kontrollieren, ob die 

Resultate der Identitätsprüfung mit den von 

Art. 697j OR verlangten Meldeinhalten über-

einstimmen.
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nen zu führen.24 Der Verwaltungsrat hat somit 

e contrario keine Pfl icht, ein Verzeichnis über 

die tatsächlich wirtschaftlich berechtigten 

Personen zu führen. Sodann verzichtet das 

GAFI-Gesetz grundsätzlich darauf, den Aktio-

nären weitergehende Korrekturmeldepfl ichten 

aufzuerlegen, was ebenfalls gegen eine sol-

che Pfl icht des Verwaltungsrates spricht.

Im Lichte der vorstehenden Ausführungen hat 

der Verwaltungsrat somit keine Pfl icht (und 

auch kein Recht), den in Art. 697m Abs. 1–3 

OR angeordneten Rechtsfolgen des Ruhens 

von Mitgliedschafts- und Vermögensrechten 

und der Verwirkung von Vermögensrechten 

zum Durchbruch zu verhelfen. Weitergehende 

Rechte und Pfl ichten wie z.B. eine Korrektur-

pfl icht oder ein Korrekturrecht besitzt er nicht. 

Keinesfalls darf der Verwaltungsrat gestützt 

auf Art. 697m Abs. 4 OR einem Erwerber von 

Namenaktien die Eintragung ins Aktienbuch 

verweigern oder einen Namenaktionär aus 

dem Aktienbuch streichen mit der Begrün-

dung, die Meldung gemäss Art. 697j OR sei 

materiell inkorrekt gemacht worden.

5. Nachforschungspfl icht, ob Meldungen 
nach Art. 697j OR hätten gemacht 
werden müssen

Fraglich ist, ob der Verwaltungsrat bei der 

Geltendmachung von Aktionärsrechten durch 

Inhaber- oder Namenaktionäre eine Pfl icht 

zur Prüfung hat, ob eine Meldung gemäss 

Art. 697j OR hätte gemacht werden müssen. 

Dies ist unserer Auffassung nach zu vernei-

nen. Denn der Verwaltungsrat hat – wie so-

eben ausgeführt – keine Pfl icht, die materielle 

Korrektheit der Meldungen zu überprüfen. 

Folglich wäre es widersinnig, dem Verwal-

tungsrat eine generelle Nachforschungspfl icht 

aufzuerlegen, welche darauf hinausläuft, dass 

er den Sachverhalt jeweils umfassend abzu-

klären hätte, d.h. die materielle Wahrheit er-

mitteln müsste.25

6. Pfl ichten bei Nichtmeldungen 
bei Inhaber- und Namenaktien 
nach Art. 697j OR

Abschliessend stellt sich die Frage, ob der 

Verwaltungsrat bei Nichtmeldungen gemäss 

Art. 697j OR verpfl ichtet ist (bzw. das Recht be-

sitzt), den in Art. 697m  Abs. 1–3 OR stipulier-

ten Rechtsfolgen zum Durchbruch zu verhelfen. 

Dies ist im Lichte der vorangegangenen Aus-

führungen ebenfalls zu verneinen, selbst wenn 

der Verwaltungsrat weiss, dass der Aktio när die 

25%-Schwelle überschritten hat (z.B. weil ein 

Namenaktionär eine entsprechende Eintragung 

ins Aktienbuch verlangt hat).

 III. Rechtsfolgen bei Verletzung der GAFI-
Pfl ichten gemäss Art. 697m Abs. 4 OR

Verletzt der Verwaltungsrat seine Pfl ichten 

nach Art. 697m Abs. 4 OR, setzt er sich der 

Gefahr einer aktienrechtlichen Verantwort-

lichkeitsklage (Art. 754 OR) und/oder einer 

strafrechtlichen Verurteilung, namentlich we-

gen ungetreuer Geschäftsbesorgung (Art. 158 

StGB), aus. Eine Pfl ichtverletzung ist z.B. zu 

bejahen, wenn der Verwaltungsrat eine Divi-

3. Pfl ichten bei Nichtmeldungen oder for-
mell inkorrekten Meldungen betreffend 
Inhaberaktien (Art. 697i OR) und bei 
formell inkorrekten Meldungen bei In-
haber- und Namenaktien (Art. 697j OR).

Stellt der Verwaltungsrat bei der Ausübung 

von Aktionärsrechten durch einen Inhaberak-

tionär fest, dass die Meldung nach Art. 697i 

OR fehlt oder formell inkorrekt ist, oder be-

merkt er bei der Ausübung von Aktionärsrech-

ten durch einen Inhaber- oder Namen aktionär, 

dass die notwendige Meldung gemäss 

Art. 697j OR formell inkorrekt ist, muss er si-

cherstellen, dass der fragliche Aktionär keine 

Rechte gemäss Art. 697m Abs. 1–3 OR unter 

Verletzung der Meldepfl icht geltend machen 

kann (Art. 697m Abs. 4 OR). Dies hat z.B. zur 

Folge, dass der Verwaltungsrat verpfl ichtet 

ist, diesen Aktionär nicht an der Generalver-

sammlung zuzulassen oder die Ausschüttung 

einer Dividende an diesen Aktionär zu unter-

binden. Andernfalls drohen zivil- und/oder 

strafrechtliche Konsequenzen.

4. Pfl ichten bei materiell inkorrekten Mel-
dungen nach Art. 697i und Art. 697j OR

Der Verwaltungsrat ist nach der hier ver-

tretenen Auffassung weder verpfl ichtet, die 

materielle Korrektheit von Meldungen nach 

Art. 697i f. OR zu überprüfen, noch hat er 

diesbezüglich eine Nachforschungspfl icht.23 

Dafür spricht im Wesentlichen der Wortlaut 

von Art. 697l OR, wonach die Gesellschaft 

verpfl ichtet ist, ein Verzeichnis über die ge-

meldeten wirtschaftlich berechtigten Perso-

Einfache Business Software 
für Kleinunternehmen 
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dende an einen Nichtberechtigten – also einen 

Aktionär, welcher seiner Meldepfl icht noch 

nicht nachgekommen ist – auszahlt. Diesfalls 

droht die Nichtigkeit der Auszahlung gemäss 

Art. 678 Abs. 1 OR. Darüber hinaus wird der 

Verwaltungsrat bei Verletzung der GAFI-Pfl ich-

ten oft weitere Pfl ichten verletzen. Praktisch 

bedeutsam ist in diesem Zusammenhang die 

Pfl icht zur Vorbereitung und Durchführung 

der Generalversammlung. Nimmt nämlich ein 

Nichtberechtigter an der Generalversammlung 

teil, droht gemäss Art. 691 Abs. 3 OR die An-

fechtbarkeit oder gar Nichtigkeit der gefassten 

Beschlüsse.26 Die Verletzung der GAFI-Pfl ich-

ten zeitigt somit nicht nur für den Verwal-

tungsrat persönlich Konsequenzen, sondern 

indirekt auch für alle Aktionäre, welche ihre 

Meldepfl icht erfüllt haben, da anlässlich der 

Generalversammlung gefasste Beschlüsse 

anfechtbar (oder gar nichtig) sind.

IV. Weitere Pfl ichten des Verwaltungs-
rates unter dem GAFI-Gesetz

Neben den bereits erwähnten Pfl ichten tref-

fen den Verwaltungsrat noch weitere Pfl ichten 

unter dem GAFI-Gesetz:

1. Das Aktienbuch muss neu so geführt 

werden, dass in der Schweiz jederzeit 

darauf zugegriffen werden kann (Art. 686 

Abs. 1 OR). Gleiches gilt für das Verzeich-

nis über die gemeldeten Inhaberaktionäre 

und das Verzeichnis über die gemelde-

ten wirtschaftlich berechtigten Personen 

(Art. 697l Abs. 5 OR).

2. Die Belege, die einer Eintragung ins Aktien-

buch sowie einer Meldung nach Art. 697i 

und Art. 697j OR zugrunde liegen, müssen 

während zehn Jahren nach der Streichung 

der betreffenden Person aus dem Aktien-

buch bzw. den Verzeichnissen gemäss 

Art. 697l OR aufbewahrt werden (Art. 686 

Abs. 5 und Art. 697l Abs. 3 OR).

3. Aktiengesellschaften müssen wie bis anhin 

durch eine Person vertreten werden kön-

nen, die in der Schweiz wohnt. Neu muss 

diese vertretungsberechtigte Person jedoch 

mindestens Verwaltungsrat oder Direktor 

sein und jederzeit Zugang zum Aktien buch 

sowie zu den Verzeichnissen nach Art. 697l 

OR haben (Art. 718 Abs. 4 OR).

D. Zusammenfassung

Macht ein Inhaberaktionär seine Aktionärs-

rechte geltend, muss der Verwaltungsrat prü-

fen, ob die Meldung nach Art. 697i gemacht 

wurde und ob diese formell korrekt erfolgt 

ist. Weiter muss der Verwaltungsrat bei der 

Geltendmachung von Aktionärsrechten ge-

stützt auf Inhaber- oder Namenaktien prüfen, 

ob die Meldung gemäss Art. 697j OR formell 

korrekt gemacht wurde. Hingegen ist der 

Verwaltungsrat nicht verpfl ichtet, die materi-

elle Korrektheit der Meldungen nach Art. 697i 

und Art. 697j OR zu überprüfen. Es besteht 

diesbezüglich auch keine Nachforschungs-

pfl icht. Stellt der Verwaltungsrat fest, dass 

ein Aktionär seinen Meldepfl ichten nicht oder 

nur unzureichend nachgekommen ist, muss 

er sicherstellen, dass der fragliche Aktionär 

keine Rechte gemäss Art. 697m Abs. 1–3 OR 

geltend machen kann. Andernfalls riskiert der 

Verwaltungsrat, zivil- und/oder strafrechtlich 

belangt zu werden.

Das GAFI-Gesetz birgt diverse Inkonsistenzen 

sowie Unklarheiten und wirft daher im Ergeb-

nis viele komplexe Fragen auf, welche durch 

die Gerichte zu klären sein werden. Anhand 

von Praxisbeispielen werden wir Ihnen dies in 

der Ausgabe Nr. 6 vom Juni 2016 aufzeigen.
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